Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3581 


Sachgebiet 82 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Einführung einer eigenständigen Pflichtunfall- 
versicherung für nicht erwerbstätige Frauen bei 
privater Trägerschaft 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der sicherstellt, daß alle nicht erwerbstätigen 
Frauen im Falle der Invalidität bei Unfall gesichert sind. Sie soll 
sich dabei an folgenden Grundsätzen orientieren: 

1. Jede nicht erwerbstätige Frau nach Vollendung des 18. Le- 
bensjahres bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres ist ver- 
pflichtet, sich für den Fall der Invalidität bei Unfall zu ver- 
sichern. 

2. Die Mittel für die Invaliditätssicherung bei Unfall sind von 
der Versicherten selbst aufzubringen. 

3. Die zur Unfallversicherung befugten Versicherungsunter- 
nehmen sind verpflichtet, allen Frauen nach den folgenden 
Bestimmungen Versicherung für den Fall der Invalidität bei 
Unfall zu gewähren. 

4. Der Versicherungsvertrag muß den von der Aufsichts- 
behörde genehmigten allgemeinen Versicherungsbedingun- 
gen entsprechen. Art und Mindestsummen der Versicherung 
werden durch Verordnung des zuständigen Bundesministers 
festgelegt. Die Tarife sind von der Aufsichtsbehörde zu 
genehmigen. 

5. Der Versicherungsschutz für Unfälle des täglichen Lebens 
soll umfassen: 

— eine angemessene Entschädigung bei Vollinvalidität, bei 
Teilinvalidität der dem Grade der Invalidität ent- 
sprechende Teil, 

— Kostenersatz für Rehabilitationsmaßnahmen insoweit, 
wie die Leistungen nach anderen Gesetzen nicht zur 
Deckung der entstehenden Kosten ausreichen, 
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— ein angemessenes Sterbegeld, 

— eine angemessene Entschädigung bei Unfalltod. 

Die Leistungen sind, nachdem ausreichende Erfahrungen ge- 
sammelt worden sind, unter Berücksichtigung der wirtschaft- 
lichen Entwicklung anzupassen. 

6. Das Versicherungsunternehmen hat dem Versicherungs- 
nehmer bei dem Beginn des Versicherungsschutzes eine Ver- 
sicherungsbestätigung auszuhändigen. Zur Überprüfung, ob 
die nicht erwerbstätige Frau der Versicherungspflicht nach- 
gekommen ist, muß diese Versicherungsbestätigung den zu- 
ständigen Behörden auf Verlangen vorgezeigt werden (z. B. 
bei der Ausstellung oder Verlängerung eines Personal- 
ausweises). 


Bonn, den 20. Juni 1972 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


Begründung 


In der Bundesrepublik Deutschland leben über 20 Mio Frauen 
im Alter von 15 bis unter 65 Jahren, davon sind 11 Mio nicht er- 
werbstätig (Stand Ende 1969 / Anfang 1970). Die soziale Siche- 
rung, insbesondere dieser nicht erwerbstätigen Frauen, ist 
reformbedürftig. Darin stimmen alle großen gesellschaftlichen 
Kräfte überein. In der Regel beruht die soziale Sicherung der 
Hausfrauen und Mütter auf Ansprüchen, die von denen des Ehe- 
mannes abgeleitet sind. Dieses Sicherungssystem wird der ge- 
wandelten Stellung der Frau in Wirtschaft und Gesellschaft und 
dem Verständnis unserer Zeit von der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau nicht gerecht. Ohne Schutz ist die nicht erwerbs- 
tätige Frau sogar manchen Lebensrisiken ausgesetzt, auf deren 
Absicherung ihr berufstätiger Mann seit langem einen selbst- 
verständlichen Anspruch hat. Der fehlende Schutz kann 
existenzbedrohend für die Frau und ihre Familie sein. 

Die CDU tritt dafür ein, daß langfristig für alle Frauen ein 
eigenständiger Anspruch auf eine ausreichende soziale Siche- 
rung angestrebt werden soll (Berliner Programm der CDU, 
2. Fassung, Ziff. 99, vgl. auch Ziff. 93). Dieses Ziel kann deshalb 
nur langfristig erreicht werden, weil die dafür notwendigen 
Mittel im Rahmen der Belastbarkeit des einzelnen heute weder 
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in Form von Steuern noch in Form von Beiträgen aufgebracht 
werden können. Auch die Bundesregierung ist der Ansicht, daß 
angesichts der „erheblichen Probleme grundsätzlicher und finan- 
zieller Art" dieses Ziel erst im Laufe eines längeren Zeitraumes 
erreicht werden könne (Antwort der Bundesregierung auf eine 
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU betr. „Eigenständige 
soziale Sicherung der Frau", Drucksache VI/2363 vom 21. Juni 
1971). 

Trotzdem beschreitet die Bundesregierung in dem von ihr vor- 
gelegten Gesetzentwurf zur weiteren Reform der gesetzlichen 
Rentenversicherung einen Weg, der auch auf lange Sicht für die 
nicht erwerbstätigen Frauen, deren soziale Sicherung besonders 
reformbedürftig ist, kaum Verbesserungen bringen kann. Nur 
für langjährig erwerbstätige Frauen oder die nicht erwerbs- 
tätigen Frauen, deren Ehemann über ein besonders hohes Ein- 
kommen verfügt, kann auf dem vorgeschlagenen Weg eine aus- 
reichende eigenständige soziale Sicherung erreicht werden. Von 
der vorgesehenen Öffnung der gesetzlichen Rentenversicherung 
v/erden praktisch nur die finanziell besonders gut gestellten 
Frauen Gebrauch machen können. Eine Frau, die bisher keine 
eigenen Rentenansprüche hat, muß für eine monatliche Alters- 
rente in Höhe von 230 DM 42 000 DM an Beiträgen nachentrich- 
ten. Nur in Ausnahmefällen wird ein Haushalt dazu oder zu 
einer regelmäßigen monatlichen Beitragsentrichtung etwa in 
Höhe des Durchschnittsbeitrags von z. Z. 204 DM bereit und in 
der Lage sein. Auch die Gewährung des sog, „Babyjahres" er- 
weist sich bei näherer Prüfung als ungeeigneter Weg, für die 
Mehrzahl der Hausfrauen und Mütter eine wirkliche Verbesse- 
rung zu erreichen. Nur solche Frauen werden pro Kind eine 
Rentenaufbesserung von rd. 10 DM/Monat erhalten, die bereits 
über einen eigenständigen Rentenanspruch verfügen. Die über- 
wiegende Zahl der Hausfrauen hat aber gerade keinen eigenen 
Rentenanspruch, zumal dann, wenn sie mehrere Kinder groß- 
gezogen haben. Diese Frauen werden deshalb nicht in den Ge- 
nuß des „Babyjahres" kommen. Wie sehr dieser Vorschlag 
Stückwerk bleiben muß, zeigt sich auch daran, daß nicht auf die 
gesellschaftliche Aufgabe der Kindererziehung abgestellt wird 
und daß alle 2,5 Mio heutige Rentnerinnen von der Gewährung 
des „Babyjahres" ausgeschlossen werden. 

Der von der Bundesregierung eingeschlagene Weg muß in die 
Irre führen, weil versucht wird, möglichst viele Probleme auf 
einmal zu lösen. Dies ist in Anbetracht der finanziellen Zusam- 
menhänge heute eine unlösbare Aufgabe. Derartige Versuche 
beschwören nur neue soziale Ungerechtigkeiten herauf. Um die 
soziale Sicherung der nicht erwerbstätigen Frauen wirklich zu 
verbessern, muß ein anderer Weg beschritten werden. Es müs- 
sen gezielt erst einmal die empfindlichsten Lücken im sozialen 
Sicherungssystem für die nicht erwerbstätige Frau geschlossen 
werden. Dafür kann von folgenden Tatsachen ausgegangen 
werden: 


1. Im Alter findet die Hausfrau in der Regel in der Rente ihres 
Mannes oder beim Tod ihres Mannes in der Witwenrente 
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einen Existenzschutz, wenn dieser auch abgeleitet und in der 
Höhe zumeist nicht ausreichend ist. 

2. Bei Krankheit ist die Hausfrau in der Regel ebenfalls ge- 
schützt. Als Familienangehörige erhält sie Sachleistungen 
der gesetzlichen Krankenversicherung wie jeder andere 
Versicherte. Allerdings fehlen bisher Leistungen, die den 
Ausfall der Arbeitskraft der Mutter im Haushalt für die Zeit 
der Krankheit mildern. 

3. Gänzlich ohne gesetzlichen Schutz ist die Hausfrau in der 
Regel im Falle der Invalidität. 

Die fehlende Invaliditätssicherung kann existenzbedrohend in 
erster Linie für Familien mit kleineren Kindern sein, bei denen 
der Ausfall der Arbeitskraft der Mutter besonders schwer wiegt. 
Die Folgen sind deshalb so gravierend, weil es sich bei der In- 
validität im Unterschied zur Krankheit überwiegend um einen 
dauernden Zustand handelt. Oft kann die Aufrechterhaltung des 
Haushaltes nur durch Inkaufnahme weiterer gesundheitlicher 
Schäden der Mutter zunächst sichergestellt werden. Für beson- 
dere Aufwendungen, die bei Invalidität entstehen, fehlen zu- 
meist die Mittel. Die Einführung einer gesetzlichen Invaliditäts- 
sicherung erscheint deshalb als das Problem im Rahmen einer 
verbesserten sozialen Sicherung der nicht erwerbstätigen Frau, 
das am dringendsten einer Lösung bedarf. Diese Meinung wird 
von den meisten Sachverständigen geteilt, z. B. vom Deutschen 
Juristentag (vgl. Verhandlungen des 47. Deutschen Juristen- 
tages, 1968, Beschluß 11.3), der sich ausführlich mit diesen 
Problemen befaßt hat. 

Einem solchen, alle Invaliditätsrisiken abdeckenden Vorhaben 
stehen jedoch eine Reihe von organisatorischen und finanziellen 
Schwierigkeiten entgegen. Es empfiehlt sich deshalb, schritt- 
weise vorzugehen. Als Weg bietet sich die Einführung einer 
eigenständigen Pflichtunfallversicherung der nicht erwerbs- 
tätigen Frau bei privater Trägerschaft an. Dafür geben folgende 
Überlegungen die Richtschnur: 

1. Nach einer Repräsentativerhebung von 1968 im Auftrag der 
Aktion „Das sichere Haus'\ München, sind Unfälle eine ge- 
wichtige Invaliditätsursache. Jährlich ziehen sich 2 Mio Men- 
schen, davon rd. 1,4 Mio Frauen, bei häuslichen Unfällen 
Verletzungen zu. Bei jährlich rd. 600 000 dieser Frauen ist 
Arbeitsunfähigkeit die Folge des Unfalls. Dauernde Arbeits- 
unfähigkeit liegt in rd. 15 000 der Fälle vor. In den Zahlen 
sind Freizeit- und Verkehrsunfälle noch nicht erfaßt. 

2. Versicherungsträger mit Erfahrung sind auf dem Gebiet der 
Unfallversicherung in Form der privaten Unfallversicherung 
und der gesetzlichen Unfallversicherung vorhanden. Die ge- 
setzliche Unfallversicherung scheidet für eine Unfallver- 
sicherung der nicht erwerbstätigen Frau allerdings aus, weil 
sie sowohl von ihrer Konzeption, wie ihrem Leistungskata- 
log, ihrer organisatorischen Gliederung und ihrer Finanzie- 
rungsweise auf die Erwerbstätigen zugeschnitten ist. Auch 
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die Durchführung der Unfallversicherung von Schülern, Stu- 
denten und Kindern in Kindergärten durch die gesetzlichen 
Unfallversicherungsträger der Länder und Gemeinden kann 
hier nicht Vorbild sein. Durch die gesetzliche Unfallversiche- 
rung wird die Haftpflicht des Arbeitgebers bzw. der Schule 
oder des Kindergartens abgelöst. Eine solche Verschuldens- 
haftung kommt innerhalb der Familie nicht in Betracht. Der 
Ehemann ist nicht Arbeitgeber der Ehefrau - schon gar nicht 
unter dem Gesichtspunkt der Gleichberechtigung. In der pri- 
vaten Unfallversicherung steht jedoch ein geeigneter Träger 
zur Verfügung, der seit Jahrzehnten über Erfahrungen und 
einen eingespielten Verwaltungsapparat verfügt. 

3. Die Belastung der Haushalte durch die Einführung einer 
Pflichtunfallversicherung nicht erwerbstätiger Frauen hält 
sich in tragbaren Grenzen. Nach Berechnungen der privaten 
Unfallversicherung würde von den Haushalten, die nicht be- 
reits freiwillig oder aufgrund anderer gesetzlicher Vorschrif- 
ten für diesen Fall versichert sind, aus eigenen Mitteln ein 
Beitrag von heute monatlich rd. 6,70 DM ohne Versiche- 
rungsteuer zu entrichten sein. Als Gegenleistung werden 
gewährt im Falle der Vollinvalidität 300 DM monatlich, bei 
Teilinvalidität den entsprechenden Teil, Ersatz der von der 
Krankenversicherung nicht gedeckten Rehabilitationskosten 
bis zum 36fachen der monatlichen Verletztenrente, Sterbe- 
geld und eine Entschädigung bei Unfalltod. Geboten wird 
ein Schutz rund um die Uhr. Die Leistungen werden sowohl 
bei häuslichen Unfällen wie bei Freizeit- oder Verkehrs- 
unfällen usw. gewährt, weil eine Eingrenzung lediglich auf 
die häuslichen Unfälle weder praktikabel noch sinnvoll ist. 
Die Kosten einer Dynamisierung sind in dem Modell noch 
nicht enthalten, weil dafür noch gesicherte Unterlagen 
fehlen. 

4. Durch Abzugsfähigkeit der Versicherungsbeiträge im Rah- 
men der Sonderausgabenregelung des Steuerrechts würde 
die effektive Belastung der Haushalte noch geringer aus- 
fallen. Dem stünde ein Steuerausfall der öffentlichen Hand 
bei dem genannten Modell in einer Größenordnung von 90 
Mio DM, davon rd. 40 Mio DM beim Bund gegenüber. 

5. Für die unter 3. genannten Leistungen müßte heute beim 
Abschluß einer freiwilligen Versicherung wegen des kleine- 
ren Versichertenkreises, der ungünstigeren Risikoauswahl 
und der höheren Akquisitionskosten ein Beitrag von mehr 
als doppelt so viel aufgewandt werden. Deshalb und um alle 
Hausfrauen wirklich zu schützen, soll eine Pflichtversiche- 
rung eingeführt werden. 

Diese Überlegungen zeigen, daß eine eigenständige Pflicht- 
unfallversicherung der nicht erwerbstätigen Frauen bei privater 

Trägerschaft verwirklicht werden kann. Die entscheidenden 

Vorzüge dieses Vorschlags sind: 

— es wird einem unabweisbaren sozialen Bedürfnis Rechnung 
getragen, 
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— ein wichtiger Schritt auf das Reformziel „eigenständige so- 
ziale Sicherung der Frau" wird getan, ohne die Hausfrau 
lediglich auf eine Erwerbstätigkeit zu verweisen, 

— die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit aller 
Beteiligten wird nicht überfordert, 

— es wird ein gesellschaftspolitisch wichtiges Modell geschaf- 
fen, daß zeigt, daß sozialer Fortschritt nicht zwangsläufig 
neue staatliche Einrichtungen voraussetzt. 
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